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auf Antrag eines nationalen Gerichts, das mit einem Fall 
befaßt ist, der die Anwendung des Kodex betrifft, ein ver­
bindliches Rechtsgutachten zu erstatten. Auf diese Weise 
könnte ein internationaler Strafgerichtshof im Interesse der 
Souveränität aller Staaten und der Sicherung der internatio­
nalen Rechtsordnung tätig werden. Er würde das Willkür­
element, das in einer unkontrollierten universellen Strafhoheit 
nationaler Gerichte liegt, einschränken bzw. ausschalten. Das 
würde sowohl der Durchsetzung des Kodex als auch dem 
Schutz der Staaten gegen ungerechtfertigte Eingriffe in ihre 
Souveränität dienen.

Damit werden keine völlig neuen Fragen aufgeworfen. 
Bereits 1953, als der Ausschuß für internationale Strafhoheit 
(Committee on International Criminal Jurisdiction) das Statut 
eines Internationalen Strafgerichtshofs diskutierte, ist in 
ähnlicher Weise auf die Möglichkeit hingewiesen worden, 
einen Internationalen Strafgerichtshof zu nutzen, „Wider­
sprüche in den Entscheidungen der nationalen Gerichte zu 
lösen “.I!) Solche Vorschläge wurden damals mit wenig über­
zeugenden Gründen zurückgewiesen.-0 Heute stellen sich 
diese Fragen unter anderen Bedingungen und in anderem 
Zusammenhang. Es lohnt sich durchaus, sie aufzugreifen, da 
sie geeignet sind, ein realistisches Modell für die Durchsetzung 
des Kodex über Verbrechen gegen den Frieden und die 
Sicherheit der Menschheit zu beschreiben.

In Übereinstimmung mit der Praxis der Staaten in bezug 
auf internationale Verbrechen muß man auch bei der "Ver­
folgung von Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit 
der Menschheit davon ausgehen, daß — wie es in Art. 4 des 
Kodexentwurfs heißt — jeder Staat, auf dessen Territorium 
sich eine Person befindet, die verdächtigt wird, Verbrechen 
gegen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit began­
gen zu haben, verpflichtet ist, eine Strafverfolgung einzu­
leiten oder die Person auszuliefern. Das entspricht dem 
System, das in den letzten Jahren bei Verträgen über inter­
nationale Verbrechen angewandt wurde. Diese Verträge ent­
halten meist auch konkrete Verpflichtungen zur Zusammen­
arbeit der Staaten bei der gegenseitigen Information und der 
Sicherung der Beweismittel.2! Insbesondere aber soll in 
diesem Zusammenhang auf die Resolution 3074 (XXVIII) der 
UN-Vollversammlung vom 3. Dezember 1973 verwiesen wer­
den. Sie enthält die „Grundsätze für die internationale 
Zusammenarbeit bei der Ermittlung, Festnahme, Auslieferung 
und Bestrafung von Personen, die schuldig sind, Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen 
zu haben“.22

Wenn auf Grund dieses Systems eine Strafverfolgung statt­
findet und ein rechtskräftiges Urteil ergeht, kann es ein be­
gründetes Bedürfnis für die Überprüfung solcher Entschei­
dungen geben. Das gilt besonders für Staaten, deren Staats­
bürger im Ausland freigesprochen oder verurteilt worden sind 
oder auf deren Territorium das Verbrechen begangen wurde, 
wenn der Täter in einem anderen Land verurteilt worden ist. 
Werden in solchen Fällen Einwendungen erhoben, daß der 
Prozeß oder die Bestrafung nicht zu einer gerechten Beurtei­
lung des Falles geführt hat, so wäre es gut, wenn ein Inter­
nationaler Strafgerichtshof den Fall überprüfen und eine end­
gültige Entscheidung treffen könnte. Das würde notwendiger­
weise zu einer gewissen Vereinheitlichung der nationalen 
Rechtsprechung in diesen für die ganze Menschheit wichtigen 
Fällen führen.

Schon die bloße Möglichkeit der Überprüfung durch einen 
Internationalen Strafgerichtshof würde bewirken, daß die na­
tionalen Gerichte in ihrer Rechtsprechung besondere Sorgfalt 
walten lassen und sich stärker auf die Durchsetzung interna­
tionaler Sicherheitsinteressen orientieren. Man könnte Schein­
verfahren weitgehend ausschließen und somit die jetzt in 
Art. 7 Abs. 4 des Kodexentwurfs der ILC offengehaltene 
Möglichkeit zyr Wiederaufnahme eines solchen Verfahrens 
durch den betroffenen Staat vermeiden.-’2

Das hier vorgeschlagene System, das auf der universellen 
Strafhoheit der Staaten aufbaut und den Internationalen 
Strafgerichtshof als Ergänzungs- und Kontrollinstanz ver­
steht, würde die internationale Zusammenarbeit bei der Ver­
folgung von Verbrechen gegen den. Frieden und die Sicher­
heit der Menschheit fördern und dazu beitragen, gegenseiti­
ges Mißtrauen der Staaten abzubauen. Dieses System hätte 
auch den Vorteil, daß es auf den geltenden internationalen 
Normen zur Strafverfolgung von internationalen Verbrechen 
aufbauen und sie wirksam ergänzen könnte. Das Problem 
der Veränderung bzw. Integration bestehender multilateraler 
Verträge und ihrer spezifischen Strafverfolgungsbestimmun­
gen könnte weitgehend vermieden werden. Alle diese Ver­
träge gehen im Grunde vom Prinzip der universellen Strafho­
heit aus und lassen die Möglichkeit der Kontrolle einzelner

rechtskräftiger Urteile durch einen Internationalen Strafge­
richtshof durchaus zu.

Als Kläger sollten nur die betroffenen Staaten in Betracht 
kommen. Das ist entweder der Staat, dessen Staatsbürger im 
Ausland bestraft worden ist, oder der Staat, auf dessen Terri­
torium das Verbrechen begangen wurde oder gegen den es 
gerichtet war, wenn der Täter in einem anderen Land frei­
gesprochen oder verurteilt worden ist. Das wird in der Masse 
der Fälle völlig ausreichen, um einerseits eine gerechte Be­
strafung des Täters und andererseits eine objektive und weit­
gehend einheitliche Beurteilung des Verbrechens zu gewähr­
leisten.

Für einige Fälle, wie z. B. Völkermord, wird man vielleicht 
eine zusätzliche Klagemöglichkeit schaffen müssen, weil nicht 
notwendig ein anderer Staat durch das Verbrechen unmittel­
bar betroffen sein muß. Jedoch lassen sich hier zweifellos 
akzeptable Lösungen finden, wenn man sich grundsätzlich für 
eine Kombination von universeller Strafhoheit und Interna­
tionalem Strafgerichtshof entschieden hat. Ebenso können 
die Besetzung des Internationalen Strafgerichtshofs und an­
dere Fragen einem späteren Stadium der Erörterung über­
lassen werden. Sie bereiten erfahrungsgemäß die geringsten 
Schwierigkeiten. Im übrigen gibt es dazu viele ernsthafte 
Vorarbeiten, auf die man zurückgreifen kann.
- Die Kombination von universeller. Strafhoheit und einem 

Internationalen Strafgerichtshof würde auch dazu führen, daß 
keine internationale Anklagebehörde geschaffen werden 
müßte, weil ja die betroffenen Staaten als Kläger auftreten. 
Man kann davon ausgehen, daß sie dies nur in Fällen tun, 
in denen sie ernstlichen Grund dazu haben. Der Internationale 
Strafgerichtshof wäre nicht mit einer Unmenge von Fällen 
belastet. Er könnte in der Regel auf bereits gesichtete Beweis­
mittel zurückgreifen, die von den betroffenen Staaten zur 
Verfügung gestellt werden. Auch wenn das Gericht den Ver­
urteilten selbst hört, wird es keines großen materiellen oder 
personellen Aufwandes bedürfen. Der Täter kaiin durch den 
Gewahrsamsstaat kurzfristig vorgeführt oder von einem be­
auftragten Richter am Gewahrsamsort vernommen werden. 
Viele der praktischen Probleme, die gewöhnlich im Zusam­
menhang mit Überlegungen zur Schaffung eines Internatio­
nalen Strafgerichtshofs erörtert werden, würden damit weit­
gehend entfallen.

*

Die Kombination von universeller Strafhoheit der Staaten 
mit einem Internationalen Strafgerichtshof bietet sich als ein 
Verfahren an, das die Kriterien für eine effektive Durchset­
zung des Kodex der Verbrechen gegen den Frieden und die 
Sicherheit der Menschheit erfüllt. Es ist unter den gegenwär­
tigen internationalen Verhältnissen einer stark dezentrali­
sierten Rechtsordnung unterschiedlicher, souveräner Staaten, 
die ein Minimum gemeinsamer Werte schützen wollen und 
müssen, praktisch realisierbar, weil es sich primär auf die 
existierende Strafhoheit der Staaten stützt. Es würde einer­
seits eine wirksame Strafverfolgung mit Hilfe des vorhande­
nen Apparates erleichtern und andererseits für alle Staaten 
und die betroffenen Personen eine wesentliche Verbesserung 
der Rechtssicherheit ermöglichen und auf diese Weise zur 
Stärkung der internationalen Rechtsordnung beitragen.
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